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Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus
Auftrag von Frau Staatsministerin zur Schaffung eines flächendeckenden Beratungsnetzes und Stellungnahme zu Fragen der Gutachten in Zusammenhang mit Legasthenie etc. sowie die Zusammenarbeit mit der AOK

Termin der Vorlage: 1 August 2002

I. Vermerk:

Vorbemerkung

Schulberatung ist eine schuleigene Dienstleistung für Bürger, Schulen, Medien, Behörden und Fachdienste die in Bayern schlank - ohne überflüssige overheads -  modern organisiert ist. Sie ist voll wirksam konzipiert, da sie vor allem die Verankerung an den Schulen hat:


· für jede Schule ist eine Beratungslehrkraft bestimmt


· für eine oder mehrere Schulen ist ein Schulpsychologe bestellt


· für alle Schulen eines Bezirks – schulartenübergreifend - ist die Staatliche Schulberatungsstelle als zentrale Beratungsstelle zuständig.


So hat Bayern, im Gegensatz zu anderen Bundesländern, seit knapp 30 Jahren die unter bayerischer Federführung gestaltete KMK-Empfehlung zu Beratung von Schule und Hochschule konsequent weiterverfolgt und eine Struktur der Schulberatung aufgebaut, die vorbildlich ist. Sie ist in der breiten Öffentlichkeit ein wichtiger Pfeiler unseres durch die PISA E Ergebnisse als überlegen ausgewiesenen strikt ab der Jahrgangsstufe 5 gegliederten Schulwesens. Beratungslehrkräfte und Schulpsychologen in Bayern sind in Deutschland insofern eine Besonderheit, da es sonst nirgends ein Staatsexamen für Beratungslehrkräfte gibt (höchste Qualität der Ausbildung) und nirgends die kategorische Bestimmung, dass Schulpsychologen sowohl Lehrkräfte als auch Psychologen mit einem der Diplompsychologie vergleichbaren Abschluss sein müssen.

Die Verbindung von pädagogischer und psychologischer Dienstleistung in der Schulberatung (Art. 78 BayEUG) sichert die umfassende Information und Beratung von Schülern, Eltern und Lehrkräften.

Es gilt nun, durch den weiteren Ausbau zu einem stabilen Netz vor allem in der Fläche den gewandelten Bedarf zu erfüllen. Dazu ist die behutsame Ausweitung der Beratungskapazität durch bedarfsgesteuerten Lehrereinsatz (Abordnungen) zügig weiter zu betreiben.

Als weitblickende Maßnahme ist gerade die „Zusammenarbeit der schulischen mit den außerschulischen Beratungsdiensten“ - eine der vier Aufgaben der Schulberatung – im Rahmen eines kostensparenden Subsidiaritätsprinzips angelegt. Durch Zusammenarbeit soll bei Bedarf eine Abstimmung erreicht und die Wirksamkeit der Einrichtungen im öffentlichen Interesse erhöht werden.

Ziel ist 

1. Geplante Maßnahmen im Bereich der staatlichen Schulberatung

1.1 Bezirksebene: Staatliche Schulberatungsstellen

In Bayern gibt es derzeit 9 staatliche Schulberatungsstellen (analog den 9 gymnasialen MB-Dienststellen, denen sie schulaufsichtlich zugeordnet sind). Die Schulberatungsstellen haben ein Team dem Lehrerinnen und Lehrer verschiedener Schularten als Beratungslehrkräfte und Schulpsychologen, in der Regel im Rahmen von Abordnungen angehören. Die Aufgabenfelder der staatlichen Schulberatung wurde mit der KMBek vom 29. 10. 2001 einheitlich geregelt (beigefügt). Die ebenfalls beiliegende Übersicht gibt einen schnellen Überblick über Aufgabenfelder und Vernetzungsstrukturen. 

Im Sinne des Auftrags von Frau Staatsministerin sollte das Potenzial der staatlichen Schulberatungsstellen gleichmäßiger und vor allem für alle Schularten besser ausgebaut werden.

Gezieltere und effektivere Personalversorgung für die staatlichen Schulberatungsstellen

Die bisherige Praxis ist unbefriedigend. Das Beratungsangebot der Schulberatung soll flächendeckend in allen Schularten für den Bürger und die Schulen verläßlich sein. Die neun staatlichen Schulberatungsstellen sind jedoch sehr unterschiedlich besetzt, ohne dass dies in jedem Fall durch die unterschiedliche Beratungssituation begründet wäre. Dem Bemühen um Gleichheit der Bildungschancen muss jedoch auch das Bemühen um Gleichheit der Beratungschancen entsprechen


Hierzu werden folgende Vorschläge unterbreitet:


· alle Schularten sollen über Beratungslehrkräfte und Schulpsychologen an der Schulberatungsstelle als Ansprechpartner für die vor Ort arbeitenden Beratungslehrkräfte und Schulpsychologen vertreten sein


· Erhöhung der Anrechnungsstunden – bisher in der Regel 4 Anrechnungsstunden - der Beratungslehrkräfte der einzelnen Schularten an den neun staatlichen Schulberatungsstelle für mehr Beratungskapazität und der Wahrnehmung eine intensiveren fachlichen Betreuung der Beratungslehrkräfte vor Ort auf 14 Anrechnungsstunden. 


· Erhöhung der Anrechnungsstunden der Schulpsychologen der einzelnen Schularten an den neun Schulberatungsstelle zur besseren und intensiveren Wahrnehmung der fachlichen Betreuung der Schulpsychologen im Bezirk neben ihrer Beratungsarbeit als Schulpsychologe ebenfalls auf 14 Anrechnungsstunden.


· Einrichtung eines Landesbeauftragten für die Pflege und den weiteren Ausbau der landesweiten stark nachgefragten Homepage www.schulberatung.bayern.de an einer staatlichen Schulberatungsstelle


· Vernetzung der Leiter der Schulberatungsstellen in einer informellen Landeskonferenz.

1.2 Landkreisebene: Beratungslehrkraft am Schulamt  und Schulpsychologe am Schulamt (Beratungsrektor)

Beratungslehrkraft am Schulamt und Schulpsychologe am Schulamt unterstützen das Schulamt in fachlichen Fragen, die die Beratungsarbeit der Beratungsfachkräfte betreffen, arbeiten zusammen und nehmen eine Mittlerfunktion zur staatlichen Schulberatungsstelle ein. Da die meisten außerschulischen Beratungseinrichtungen wie Jugendamt, Erziehungsberatungsstelle ,  schulärztlicher Dienst, Berufsberatung, Träger der freien Jugendhilfe auf Kreisebene organisiert kommt dieser Ebene eine besondere Aufgabe in der Koordination und Intensivierung der Zusammenarbeit zu.

Die notwendige Zusammenarbeit zwischen der Schulberatung, den Schulen und den Einrichtungen der Jugendhilfe im Interesse der Kinder und Jugendlichen und zur Unterstützung der Schulen sollte nicht nur im Krisenfalle erfolgen, wenn das Kind in den Brunnen gefallen ist, sondern bereits unter präventivem Gesichtspunkt im Rahmen von regelmäßigen und zu pflegenden Besprechungen und „runden Tischen“. Dies erfordert Zeit und Engagement auf beiden Seiten. 

So sollte die Anrechnungsstundenzahl für die Beratungslehrkraft am Schulamt auf die des Schulpsychologe am Schulamt (20 Anrechnungsstunden) erhöht werden.

1.3 Verankerung der Schulberatung an den Schulen

Für jede Schule ist eine Beratungslehrkraft, für eine oder mehrere Schulen ist ein Schulpsychologe bestellt. Beiden kommt bezüglich der Zusammenarbeit mit den schulischen Beratungsfachkräften der übrigen Schulen und den anderen zuständigen außerschulischen Beratungsdiensten wie oben bereits genannt ein besondere Bedeutung zu in Fragen der Beratung von Schulen, in Krisensituationen und zur Prävention.  

- Nach den Richtlinien für die Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung pflegt die Beratungslehrkraft die Verbindung mit der Berufsberatung des Arbeitsamtes.

- Auch in den Richtlinien über die Koordination der Zusammenarbeit und über regelmäßige gemeinsame Besprechungen zwischen Jugendämtern und Schulen (gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien für Arbeit und Sozialordnung und für Unterricht und Kultus vom 13. August 1996) ist die Beratungslehrkraft zur Kooperation vorgesehen:

„An allen öffentlichen Schulen koordinieren die Schulleiter die Zusammenarbeit mit dem Jugendamt, den Trägern der freien Jugendhilfe und den Einrichtungen und Diensten der Jugendhilfe (Art. 31 Abs. 1 BayEUG); sie sind Ansprechpartner für Angelegenheiten der Jugendhilfe. Sie können andere Lehrkräfte, insbesondere die Beratungslehrer, bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben heranziehen.“

- In der gemeinsamen Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien für Unterricht und Kultus und für Arbeit und Sozialordnung vom 18. Juli 1989 zur Zusammenarbeit zwischen Schulen und Erziehungsberatungsstellen in Bayern ist die Zielperspektive der Kooperation festgeschrieben:

„Auf schulischer Seite stehen Ansprechpartner für die Erziehungsberatungsstellen in Abstimmung mit dem Schulleiter in erster Linie die Beratungslehrer, die Schuljugendberater und die Schulpsychologen zur Verfügung. Ihnen obliegt es, Kontakte herzustellen, Informationen zu vermitteln sowie Eltern und Lehrer im Einzelfall auf die Möglichkeit der Beratung und therapeutischer Hilfen durch Erziehungsberatungsstellen hinzuweisen.“

- Bezüglich der Schüler mit besonderen Schwierigkeiten beim Lesen und beim Rechtschreiben sollen die Beratungslehrkräfte, Schulpsychologen mit Eltern, Lehrkräften zusammenarbeiten, die Schulpsychologen bei der Diagnostik mit den Kinder-und Jugendpsychiatern und weiteren Fachärzten.


Die notwendige Zusammenarbeit zwischen der Schulberatung, den Schulen und den Einrichtungen der Jugendhilfe im Interesse der Kinder und Jugendlichen und zur Unterstützung der Schulen sollte nicht nur im Krisenfalle erfolgen, sondern bereits unter präventivem Gesichtspunkt z.B. in örtlichen regelmäßige zu pflegenden Besprechungen und „runden Tischen“. Dies erfordert auch auf der Schulebene Zeit und Engagement.

Ausbildung und Leistungsanreize

Die Ausbildung für die örtlich präsenten schulischen Träger dieser Vernetzung, die Beratungslehrkräfte an den Schulen, muss modernisiert und für alle Schularten (wie jetzt schon an Gymnasien und beruflichen Schulen) durch ein Beförderungsamt attraktiver werden.

Arbeitszeit, Beratungszeit, Zeit zur Intensivierung der Zusammenarbeit

Zur Erfüllung der Aufgaben erhält die Beratungslehrkraft Anrechnungen auf die Unterrichtspflichtzeit, die schulartenspezifisch in den Bekanntmachungen zur Unterrichtspflichtzeit geregelt sind.

	Schulart
	Anrechnungsstunden für

Beratungstätigkeit

	Grund- und Hauptschulen
	bis zu 6 Anrechnungsstunden nach Arbeitsbelastung aus dem Anrechnungsstundenkontingent (Stundenpool) am Staatlichen Schulamt; der Stundenpool beträgt 1 Anrechnungsstunde für jeweils 195 Schüler im Schulamtsbezirk.

	Förderschulen
	pro 110 Schüler 1 Anrechnungsstunde

	Realschulen
	1 Anrechnungsstunde

	Berufliche Schulen
	für pädagogische Aufgaben der Schule 1 Anrechnungsstunde (keine eigene Regelung für Beratungslehrkräfte) 

	Gymnasien
	in der Regel 1 Anrechnungsstunde aus dem Kontingent an anrechenbaren Wochenstunden


Die Anrechnungsstunden für die Beratungslehrkräfte und die Schulpsychologen reichen nicht aus, sie müssten den Erfordernissen und der Beanspruchung schrittweise erhöht werden; eklatanter Zeitbedarf besteht nach den Erhebungen der Schulberatungsstellen an den Berufsschulen und den Realschulen. Die leider traurigen Vorgänge von Erfurt und Freising, aber auch notwendigen Konsequenzen aus PISA sollten zu einer begrenzten Entsperrung der notwendigen Haushaltsmittel 2003 im Kabinett genützt werden.

1.4 VI/9 hat darum gebeten, zukünftig alle Personalforderungen ausschließlich an VI/9 zu richten. VI/9 kann aus seiner Sachkenntnis heraus begründend gegenüber den Personalreferaten argumentieren und so eine flächendeckende und spezifische Personalversorgung gewährleisten.  

2. Schulpsychologen
2.1 Fachliche Betreuung
Mit der Neufassung der Bekanntmachung zur Schulberatung vom 29.Okt.2001ist es den Staatlichen Schulberatungsstellen erstmals möglich, die Schulpsychologen über Dienstbesprechungen und Fortbildungen offiziell fachlich regelmäßig und flächendeckend zu betreuen und zu unterstützen. Bei dieser Betreuung kommt den Schulpsychologen der Staatlichen Schulberatungsstellen eine besondere Rolle zu.

Dabei ist seitens der Dienstvorgesetzten sicherzustellen, dass die Schulpsychologen diese Betreuung auch wahrnehmen können. 

So wünschten sich z.B. die Schulpsychologen der Gymnasien im Zuständigkeitsbereich der Staatlichen Schulberatungsstelle für Obb.-Ost zwei eintägige Dienstbesprechungen und eine dreitägige Maßnahme, wobei bereits hier sehr verantwortungsvoll abgewogen wurde zwischen den zusätzlich durch die Schulberatungsstelle angebotenen schulartenübergreifenden Fortbildungen und den Fortbildung für das Unterrichtsfach. In Obb.-West werden schon seit 5 Jahren eine zweitägige (in Kooperation mit dem bbw) und vier eintägige Besprechungen pro Jahr durchgeführt.
2.2. Fragebogen "Schulpsychologie"

Im Herbst erfolgt die Aussendung des Fragebogens Schulpsychologie an alle Schulpsychologen aller Schularten, der zum erstenmal einen gesicherten Datenbestand über Art und Umfang des Einsatzes, spezielle Ausbildung und Qualifikation von Schulpsychologen, die persönlichen Arbeitsbedingungen sowie weitere spezifische Daten erhebt und den bisher vorgeschriebenen Tätigkeitsbericht ersetzt.

2.3. Krisenintervention

VI/9 hat gemäß dem Wunsch von Frau Staatsministerin nach Erfurt die 15-köpfige "Erfurter-Kerngruppe-Krisenintervention" installiert. Diese Gruppe dient als Multiplikator für die Ausbildung weiterer Kriseninterventoren, die in Zusammenarbeit mit der Akademie für Lehrerfortbildung und Personalführung in Dillingen und den staatlichen Schulberatungsstellen (die Teilnahme von Schulpsychologen aus den staatlichen Schulberatungsstellen für die erweiterte Gruppe ist obligatorisch) ab dem Herbst 2002 regionale Netzwerke zur Krisenintervention entwickeln werden. Die Zusammenarbeit bezieht sich dann auch auf Gruppen wie KIT, INNOT, Personen aus dem Bereich der Sozialämter und Jugendhilfe sowie kirchlicher Einrichtungen.

3. Weiterentwickung und Vernetzung der unterschiedlichen Beratungsstellen und -angebote  (Zusammenarbeit mit der AOK etc.)

Alle Schulberatungsstellen sind in der Zusammenarbeit mit anderen Institutionen unterschiedlich vernetzt. Exemplarisch sei hier das Netzwerk der Schulberatungsstelle für München wiedergegeben:

-
Beratungsverbund Oberbayern: Teilnehmer: Staatliche Schulberatungsstellen München und Oberbayern, Studienberatung der LMU, Internationales Zentrum und Studienberatung der TUM, Schul- und Bildungsberatung München, Berufsförderungsdienst im Kreiswehrersatzamt, Abiturientenberatung, Hochschulteam Arbeitsamt München, Olympiastützpunkt Bayern, Zentrale Studienberatung der FH München, Zentrale Studienberatung der Uni-Eichstätt-Ingolstadt u.v.a.m.

-
Sitzungen des Landesjugendhilfeausschusses

-
Kooperationstreffen der Staatlichen SB-Stellen mit den Staatlichen Schulämtern

-
Regionaltagungen aller staatlichen und städtischen Bildungsberatungen München

-
Arbeitskreis Kinderschutz

-
Arbeitskreis Kooperation HS/GS und Förderschule

-
Seminare mit dem Referat Schulberatung der Akademie in Dillingen

Dieses für die Münchner Schulberatungsstelle typische Netzwerk sieht etwa in Hof völlig anders aus, kann aber auch für die anderen Regionen Ressourcen zur Verfügung stellen. Im Sinne des unter Punkt 1.1. genannten Aspekts (letzter Spiegelstrich) wird zukünftig die Bereitstellung dieser unterschiedlichen Ressourcen systematisiert. 

3.1. Neugestaltung der KMBek "Legasthenie"

Die Anzahl der Anträge im Bereich der Legasthenie ist seit Erscheinen der Richtlinien 1999 sprunghaft angestiegen, die Anfragen zur Beratung bei Lern- und Leistungsschwierigkeiten sind dagegen erheblich zurückgegangen. Der Versuch, einen Nachteilsausgleich zu erhalten, war allein betrachtet insgesamt kontraproduktiv. Auch Therapien wurden von den Betroffenen oft nicht mehr weiter verfolgt, wenn der Nachteilsausgleich an der Schule gewährt wurde.

Der Anspruch der betroffenen Kinder und Jugendlichen auf bestmögliche Beratung und Förderung sollte aber im Vordergrund stehen. Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit mit der Kinder- und Jugendpsychiatrie ergaben sich v.a. aus der Unterscheidung zwischen Legasthenie und Lese- und Rechtschreibschwäche, die von Ärzten, die sich am ICD 10 orientieren, nicht getroffen wird. 

Es wird deshalb ein Arbeitskreis eingerichtet der schnellstmöglich aber mit der notwendigen Sorgfalt die KMBek zur Legasthenie überarbeitet. Dabei ist bei den gebotenen Maßnahmen darauf zu achten, dass aus ordnungspolitischen Gründen (keine unnötige Beamtenkonkurrenz für freie Berufe) gemäß der Bekanntmachung zur Schulberatung für die schulpsychologische Beratung Maßnahmen der heilkundlichen Psychotherapie ausgeschlossen und Maßnahmen auf das Vorfeld ärztlicher Tätigkeit beschränkt sind .

Eine Neuregelung könnte aus drei Stufen bestehen:


a)
In der neuen KMBek wird allen Schulen und deren Lehrkräften die Legasthenie/LRS als Beispiel einer gravierenden Beeinträchtigung der Lernvorgänge bei Kindern erläutert, die eine besondere Förderung und einen Ausgleich der damit verbundenen Härten im Einzelfall erfordert, aber auch mit anderen Störungen im Erleben und Sozialverhalten einhergehen kann, die intensiver Beratung bedürfen. Neben der Erstdiagnose werden Fördermöglichkeiten ebenso beschrieben und eingeräumt wie Regelungen zum Nachteilsausgleich. Bei jedem Schüler, der diese gravierende Beeinträchtigung beim Lesen und/oder Schreiben zeigt, entscheidet die Schule über Fördermaßnahmen und Regelungen zum Nachteilsausgleich in eigener Verantwortung. Der Lehrer bemerkt Auffälligkeiten im Lesen und Rechtschreiben, wendet, erforderlichenfalls in Zusammenarbeit mit dem Beratungslehrer, als erste Diagnosehilfe ein Screeningverfahren an. Zur weiteren Abklärung einer gravierenden Beeinträchtigung kann der Beratungslehrer dann Intelligenz- und Lese-Rechtschreibtests durchführen. Sollten andere ungewöhnliche psychische oder soziale Beeinträchtigungen wie z.B. Prüfungsangst oder Verhaltensauffälligkeiten vorliegen, ist nach b) zu verfahren.


b)
Schulen oder Eltern können sich in einzelnen Zweifelsfällen oder bei stark abweichender Einschätzung der Situation des Kindes über die Beratungslehrkraft oder direkt an den zuständigen Schulpsychologen wenden. Dieser bittet die Eltern und die Schulen um Entwicklungsberichte und eine schulische Dokumentation der Probleme, die in seinem Gutachten möglichst beachtet werden. Darin unterbreitet er im Falle gravierender Beeinträchtigungen des Lernens zur Förderung und zum Nachteilsausgleich Vorschläge, die von den Schulen zu berücksichtigen sind.


c)
Der Schulpsychologe empfiehlt den Eltern in einzelnen besonderen Fällen eine ergänzende Begutachtung durch einschlägig tätige Fachärzte, insbesondere wenn z.B. wegen des Verdachts auf eine Beeinträchtigung der Sinnesorgane oder des Verdachts psychogener Probleme wie Epilepsie eine Förderung und ein Nachteilsausgleich nach a) und b) zur Verbesserung der Situation des Kindes nicht primär angezeigt sind. Der Schulpsychologe nimmt die Atteste der Fachärzte dann in sein zusammenfassendes Gutachten auf, das für die Schulen allein maßgeblich ist. Gutachten im Zusammenhang mit dem Art. 35a (Kinder- und Jugendhilfe SGB VIII - Sozialgesetzbuch achtes Buch) bleiben davon unberührt.

Über die regionale Lehrerfortbildung sind verstärkt Anstrengungen nötig, möglichst viele Lehrkräfte auch an Realschulen und Gymnasien über Legasthenie/LRS so zu informieren, dass eine Neuregelung mit starker Verlagerung an die Schulen nicht zur Verschlechterung für die betroffenen Kinder führt. 

Schulpsychologen wünschen mehr Zeit für eine tiefgehende Beratung. Dies könnte durch eine Neuregelung der KMBek erreicht werden. Weiter wäre eine durch die AOK finanzierte Einstellung von psychologisch vorgebildeten Assistenzkräften (wie beim psychologischen Dienst des Arbeitsamtes) an den Schulberatungsstellen zur Unterstützung aller Schulpsychologen des jeweiligen Bezirks denkbar und würde ebenfalls zu erheblichen Entlastung beitragen..

4. Zusammenfassung

Als wesentliche Elemente eines Strukturplans für die Weiterentwicklung der Staatlichen Schulberatung in Bayern kann festgehalten werden:


- aufgabengerechter personeller Ausbau der Schulberatungsstellen durch die Zuweisung qualifizierter Mitarbeiter aller Schularten 

- behutsame Ausweitung der Beratungskapazität durch bedarfsgesteuerte Abordnungen und Erhöhung der Anrechnungsstunden; bessere Vernetzung

- Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen für die fachliche Betreuung der Beratungsfachkräfte durch die staatliche Schulberatungsstelle

- Einrichtung eines Arbeitskreises zur Überarbeitung der KMBek zur "Förderung von Schülern mit besonderen Schwierigkeiten beim Erlernen des Lesens und des Rechtschreibens"

II. Über

Ref. VI/10,

Ref. VI/11,

Ref. IV/1,

Ref. IV/7,

Ref. V/1,

Ref. V/3,

Ref. VII/5,

Abt. IV,

Abt. V,

Abt. VI,

Abt. VII,

Herrn MD

an 

LMinB

mit der Bitte um Kenntnisnahme und Information von Frau Staatsministerin 

München, den 25. Juli 2002
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der Ausbau der bestehenden Beratungsangebote, 


die Koordination der Angebote und


die kontinuierliche Weiterentwicklung der Zusammenarbeit innerhalb und mit den außerschulischen Beratungseinrichtungen

















